Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 27. Februar 1959 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
202. Sitzung am 27. Februar 1959 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestage am 19. Februar 1959 verab- 
schiedeten 

Gesetzes über eine Betriebszählung in der 
Land- und Forstwirtschaft 
(Landwirtschaftszählung 1959) 

— Drucksachen 687, 848 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs, 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grund einberufen wird. 

gez. Kaisen 


Bonn, den 27. Februar 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 20. Februar 1959 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Kaisen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckeroi, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Drucksache 904 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über eine Betriebszählung in der Land- 
und Forstwirtschaft (Landwirtschaftszählung 1959) 


Nach § 10 ist folgender § 10a einzufügen: 

„§ 10a 

Der Bund erstattet den Ländern 80 vom Hundert der ihnen 
durch den Vollzug dieses Gesetzes entstehenden Aufwendun- 
gen." 

Begründung 

Die Landwirtschaftszählung 1959 ist die erste der in den Jahren 
1959 bis 1962 vorgesehenen Großzählungen im Rahmen des 
Zählwerkes 1960. Die Gesamtaufwendungen dieser Großzäh- 
lungen betragen voraussichtlich 127 Mio DM, von denen auf 
die Länder 89 Mio DM und auf die Gemeinden 24 Mio DM 
entfallen' werden. Diese Aufwendungen auf einem einzigen 
Verwaltungsgebiet stellen für Länder und Gemeinden eine 
unzumutbare Mehrbelastung dar. Ihr Umfang wird verdeut- 
licht durch die Tatsache, daß schon zur Zeit die laufenden Aus- 
gaben für die staatlichen Statistischen Ämter der Länder 
rd. 41 Mio DM betragen. Der Grundsatz, wonach die Länder die 
ihnen entstehenden Kosten von Bundesstatistiken zu tragen 
haben, kann nicht gelten, wenn es sich um massierte Groß- 
zählungen handelt, die die Länder und Gemeinden zu Aus- 
gaben zwingen, die das Normalmaß weit übersteigen. In sol- 
chen Fällen ist eine Beteiligung des Bundes gerechtfertigt, 
zumal die Großzählungen in besonderem Maße in seinem 
Interesse liegen. 
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